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Beitragsfunktionen:

AUFARBEITUNG: Politiker wollen sich unbequemen Fragen stellen

Nach langem Tauziehen hat der Landtag eine Enquetekommission ins Leben gerufen

POTSDAM - Die neue Vorsitzende der Enquetekommission des Landtags, die SPD-Politikerin Klara Geywitz, hat sich für eine breite öffentliche Debatte über die Aufarbeitung der Zeit nach 1989 ausgesprochen. Die Kommission dürfe sich nicht nur in einer bloßen Rückschau erschöpfen, betonte die 34-Jährige im Landtag. Das Gremium solle auch eine Antwort auf die Frage geben, „wie alle Brandenburger, die Täter, die Opfer, die Mitläufer in Zukunft in einer Gesellschaft zusammenleben können“.

Dafür sei es nötig, dass sich auch die Politik „unbequeme Fragen“ stelle. „Es darf in diesem Land dauerhaft keine weißen Flecken der Erinnerung, keine Kultur des Schweigens und auch nicht des desinteressierten Achselzuckens geben“, sagte die Politikerin, die mit den Stimmen von SPD, Linke und Grüne gestern in das Amt gewählt wurde. CDU und FDP enthielten sich. Zu ihrem Stellvertreter wurde der CDU-Abgeordnete Dieter Dombrowski gewählt. Der Kommission gehören je sieben Abgeordnete der Parteien und Experten an.

Die Idee für die Enquetekommission hatte der grüne Fraktionschef Axel Vogel im Januar geäußert. Anlass war die Diskussion über die Stasi-Verstrickung von Abgeordneten der Linken und eine heftige öffentliche Debatte. Die beiden anderen Oppositionsparteien CDU und FDP schlossen sich der Initiative der Grünen an. Um eine solche Kommission ins Leben zu rufen, ist ein Drittel der Stimmen des Landtags nötig.

Opposition und rot-rote Koalition konnten sich allerdings nicht auf einen gemeinsamen Untersuchungsauftrag einigen. Deshalb wurden gestern zwei Papiere beschlossen. Eines von der Opposition über die „Aufarbeitung der Geschichte und Bewältigung von Folgen der SED-Diktatur und des Übergangs in einen demokratischen Rechtsstaat im Land Brandenburg“ und einen „Erweiterungsauftrag“ von SPD und Linke. Rot-Rot hatte die Zustimmung für das Oppositionspapier abgelehnt, weil darin auch die Eigentumsverhältnisse in der Landwirtschaft und die Rolle der Medien untersucht werden sollen. CDU-Fraktionschefin Johanna Wanka betonte erneut, dass für die Opposition die Bodenreform nicht zur Disposition stehe.

Der grüne Fraktionschef Vogel sagte, die Aufarbeitung von Folgen der SED-Diktatur müsse ein „ergebnisoffener Prozess“ sein. Es gehe auch darum, die Rolle der eigenen Parteien in der Aufbauphase des Landes kritisch zu hinterfragen. Mit der Kommission würden viele Jahre des Schweigens des Landtags ein Ende finden.

Die Fraktionschefin der Linken, Kerstin Kaiser, betonte, es handele sich um eine „Evaluierung unserer eigenen Arbeit, der politischen Entscheidungen der letzten 20 Jahre“. In dieser Zeit hätten SPD, Bündnis 90, FDP, CDU über 19 Jahre lang in verschiedenen Konstellationen Regierungsverantwortung getragen. Aus Sicht der CDU-Fraktionschefin Wanka hat die Vergangenheitsbewältigung in Brandenburg versagt. Es müsse kritisch analysiert werden, wo Fehler beim Aufbau des Landes gemacht wurden. FDP-Fraktionschef Hans-Peter Goetz betonte, keine Partei sei Anfang der 90er Jahre frei von Fehlern gewesen. (Von Igor Göldner)

· Die Kommission
· Die Enquetekommission soll sich mit Brandenburgs Entwicklung seit der Wende beschäftigen. Schwerpunkt ist der Übergang von der SED-Diktatur in einen demokratischen Rechtsstaat.
· Vorsitzende des Gremiums ist die parlamentarische Geschäftsführerin der SPD-Fraktion, Klara Geywitz.
· Die neue Stasi- und Diktaturbeauftragte Ulrike Poppe wird dem Gremium beratend zur Seite stehen.
· SPD und Linke entsenden je zwei Mitglieder, die Oppositionsparteien CDU, Grüne und FDP jeweils ein Mitglied. Dazu kommen sieben Experten. Die Sitzungen sind öffentlich. Zum Abschluss wird ein schriftlicher Bericht vorgelegt.
